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Ziffer 126! – Mehrheit.

Ziffer 132! – Mehrheit.

Ziffer 133! – Mehrheit.

Ziffer 143! – Mehrheit.

Ziffer 146! – Mehrheit.

Ziffer 150! – Mehrheit.

Ziffer 151! – Mehrheit.

Ziffer 154! – Mehrheit.

Ziffer 156! – Mehrheit.

Ziffer 157! – Mehrheit.

Ziffer 158 entfällt. 

Ziffer 162! – 36 Stimmen; Mehrheit.

Ziffer 163! – Mehrheit.

Dann entfällt Ziffer 164.

Jetzt Ziffer 165! – Mehrheit.

Ziffer 166! – Mehrheit.

Ziffer 167! – Mehrheit.

Ziffer 168! – Mehrheit.

Ziffer 170! – Mehrheit.

Ziffer 171! – Minderheit.

Dann rufe ich die Hilfsempfehlung unter Ziffer 172
auf. – Mehrheit. 

Ziffer 173! – Mehrheit.

Ziffer 175! – Minderheit.

Dann rufe ich den Antrag Bayerns in der Drucksa-
che 921/6/01 auf. Wer stimmt zu? – Minderheit.

Nun bitte noch das Handzeichen zu allen nicht erle-
digten Ziffern! – Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf
Stellung genommen. 

Ich danke Ihnen allen sehr für diese Schwerstarbeit.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Punkte 73,
26 a) und 26 b) auf:

73. Gesetz zur Bekämpfung des internationalen
Terrorismus (Terrorismusbekämpfungsge-
setz) (Drucksache 1059/01)

in Verbindung mit

26. a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Grundgesetzes (Artikel 35) – Antrag der
Freistaaten Bayern, Sachsen – (Drucksa-
che 993/01)

b) Entwurf eines Gesetzes zum verbesserten
Schutz der Öffentlichkeit vor angedroh-
ten und vorgetäuschten Straftaten („Tritt-
brettfahrergesetz“) – Antrag des Frei-
staats Thüringen – (Drucksache 922/01)

Das Wort hat Herr Staatsminister Dr. Beckstein
(Bayern). Ihm folgt der Bundesinnenminister. Die
übrigen Gemeldeten geben ihre Rede zu Protokoll.
Das ist doch schon eine gute Geschäftslage.

Dr. Günther Beckstein (Bayern): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich möchte einige kurze
Anmerkungen zum Terrorismusbekämpfungsgesetz
machen. Bayern stimmt dem Sicherheitspaket II zu.
Es geht in die richtige Richtung.

Das Verfahren war allerdings indiskutabel. Dies gilt
sowohl für den Bundestag – er geht uns hier nicht un-
mittelbar an – als auch für den Bundesrat. Ich erinnere
daran, dass wir in der Politischen Sitzung des Innen-
ausschusses eine Arbeitsgruppe eingesetzt hatten, die
einstimmige Ergebnisse erzielt hat. Diesen durften
dann allerdings die Antragsteller selbst nicht mehr
zustimmen. Vor allem aber sind aus den Verfahrens-
mängeln schwere inhaltliche Mängel entstanden, die
wir später korrigieren müssen. Bayern wird im Früh-
jahr eine Gesetzesinitiative zur Änderung des Sicher-
heitspaketes starten, um diese Mängel zu beheben. 

Ich will in kurzen Worten darstellen, um welche
Punkte es geht. 

Es ist richtig, dass die Landesämter für Verfas-
sungsschutz mit Auskunftsrechten gegenüber Kre-
ditinstituten, Finanzdienstleistungsinstituten, Luft-
fahrtgesellschaften und Telekommunikationsdiensten
ausgestattet werden und damit ähnliche Befugnisse
erhalten wie das Bundesamt für Verfassungsschutz.
Aber die Hürden sind zu hoch; denn um zu erfahren,
ob ein Angehöriger einer gewaltbereiten islamisti-
schen Organisation nach Somalia oder nach Ägypten
geflogen ist, bedarf es einer Anordnung durch den
Präsidenten des Amtes. Gleichzeitig ist eine Minister-
vorlage für die G10-Kommission erforderlich. Das ist
eine in der Praxis völlig untaugliche Regelung. Sie
birgt die Gefahr, dass es letztlich nicht zu Ermittlun-
gen kommt. Unter Umständen entsteht dadurch ein
Schaden, und Gefährdungen werden zu realen Ge-
fahren. 

Ein zweiter Punkt: Die gemeinsame Initiative von
Niedersachsen und Bayern wird leider nicht in ange-
messener Form umgesetzt. Die Hürden für die Aus-
weisung gewaltbereiter Ausländer, bei denen der
Verdacht auf terroristische Straftaten besteht, sind
nach dem zur Abstimmung vorliegenden Gesetz
deutlich höher als nach der Initiative. Ich meine, dass
insoweit die erforderlichen Schutzmaßnahmen nicht
getroffen sind.

Ein dritter Punkt: Es ist ein schwerer Mangel, dass
der Datenaustausch zwischen dem Bundesamt für die
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge und den
Landesämtern für Verfassungsschutz nicht vorgese-
hen ist, zumal für die Unterbringung von Asylbewer-
bern die Länder zuständig sind. Herr Schily, ich sehe
hier eine deutliche Schutzlücke. In diesem Jahr wur-
den allein Bayern mehr als 6 000 irakische Asylbe-
werber zugewiesen. Wenn dabei Sicherheitsprobleme
auftreten, so erfahren wir davon nichts, weil die Infor-
mationen ausschließlich an das Bundesamt gehen.
Wir können natürlich, wenn wir einen konkreten Ver-
dacht haben, beim Bundesamt nachfragen, aber eine
verdachtsunabhängige Kontrolle aller Bayern zuge-
wiesenen Asylbewerber ist nicht vorgesehen. Hierin
sehe ich einen deutlichen Mangel, der zu beseitigen
ist.

(A)

(B)

(C)

(D)

Vizepräsident Dr. Henning Scherf



Bundesrat – 771. Sitzung – 20. Dezember 2001 745

(A)

(B)

Ein vierter Punkt: Im Ausländerzentralregister wird
die Volkszugehörigkeit von Ausländern selbst dann
nicht gespeichert, wenn Angaben freiwillig gemacht
werden oder wenn sie durch Behördenverfahren vor-
gesehen sind. Dies ist sehr bedauerlich. Meines Er-
achtens ist es von großer Bedeutung zu wissen, ob ein
Türke Kurde ist. Das hat übrigens für die Betreffen-
den selbst, wie uns gesagt wird, durchaus positive
Auswirkungen. Es war natürlich von Bedeutung, ob
ein Bosnier ethnischer Serbe oder ethnischer Kroate
ist. Dass derartige Angaben, die im Ausländerrecht
selbstverständlich zu berücksichtigen sind, nicht ge-
speichert werden dürfen, ist ein deutlicher Mangel.

Ein letzter Punkt: Es ist ein Fortschritt, dass biome-
trische Daten erhoben werden dürfen. Dass aber  eine
bundesweite Datei nicht zulässig ist, bedeutet einen
Verzicht auf wichtige Maßnahmen im Bereich der in-
neren Sicherheit. Insoweit besteht Korrekturbedarf.

Insgesamt stimmt Bayern dem Sicherheitspaket II
zu. Es ist ein Schritt in die richtige Richtung. Wir wer-
den allerdings die offensichtlichen Mängel durch eine
neue Gesetzesinitiative im nächsten Jahr zu beheben
versuchen. Ich hoffe darauf, dass sich die übrigen
Länder, die dem Kompromisspaket zugestimmt haben
– wir hatten eine einhellige Meinung –, dem Ände-
rungsgesetz nach sorgfältiger Beratung anschließen. 

Vizepräsident Dr. Henning Scherf: Nächster Redner
ist Herr Bundesminister Schily.

Otto Schily, Bundesminister des Innern: Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Ich möchte auch hier
den Dank an die erste Stelle setzen. Ich bedanke mich
sehr dafür, dass dieses Gesetzgebungsvorhaben, das
sicherlich in einem beachtlichen Tempo beraten wer-
den musste, Ihre Zustimmung finden wird. Ich meine,
dass es angesichts der weltweiten terroristischen Be-
drohung durch islamistische Gruppierungen notwen-
dig ist. Deshalb bitte ich auch um Verständnis dafür,
dass kein längerer Zeitraum für die Beratung zur Ver-
fügung gestanden hat.

Ich will nicht auf alle Einzelheiten eingehen; ich
kann sie als bekannt voraussetzen, und die Zeit ist
schon weit fortgeschritten. Ich möchte nur auf einige
Einwände von Herrn Kollegen Beckstein eingehen.

Ich meine, dass es notwendig ist, bei Eingriffen, die
Grundrechte tangieren, das Kontrollsystem rechts-
staatlich auszubilden. Das haben wir getan, indem
wir das G10-Kontrollsystem zu Grunde gelegt haben.
Das entspricht übrigens Forderungen nicht nur aus
Kreisen der Koalitionsfraktionen, sondern auch der
FDP. Gestatten Sie mir die Bemerkung, Herr Beck-
stein: Ich glaube nicht, dass Sie in der früheren Koali-
tionskonstellation ein Gesetzgebungswerk dieses
Umfangs zu Stande gebracht hätten. Uns ist das ge-
lungen, weil wir die Sicherheitserfordernisse sehen.

Die Frage der Ausweisung haben wir, wie ich finde,
richtig geregelt, und zwar nach polizeirechtlichen 
Begriffen. Wir haben uns weitgehend an das gehal-
ten, was in einem Initiativantrag des Landes Nieder-

sachsen enthalten war. Wir haben es etwas abgewan-
delt, was die Frage der Zugehörigkeit zu einer terro-
ristischen Gruppierung angeht, und folgende Formel
gewählt: Wenn Tatsachen belegen, dass eine solche
Zugehörigkeit vorliegt, dann muss von der entspre-
chenden Entscheidungsbefugnis Gebrauch gemacht
werden. Das setzten wir von dem strafprozessualen
Begriff des Verdachtes ab; denn dieser hat hier nichts
zu suchen. Verdacht ist ein strafprozessualer Begriff,
der für die Frage von Bedeutung ist, wann man An-
klage erheben kann und muss, wann ein Haftbefehl
zu erlassen ist usw. Hier geht es um eine Gefahrenbe-
urteilung. An diese polizeirechtlichen Kategorien hal-
ten wir uns.

Ich will Ihnen zugeben, dass auch ich gute Argumen-
te dafür sehe, Angaben zur ethnischen Zugehörigkeit,
unter der Voraussetzung, dass sie freiwillig gemacht
wurden, in das Ausländerzentralregister aufzuneh-
men. Dagegen gab es Einwände. Aber auch dieses Ge-
setzgebungsvorhaben ist von Kompromissen abhängig.
Darin sehe ich jedoch keinen großen Nachteil.

Herr Beckstein, Sie haben die Weiterleitung von
Daten nicht nur an das Bundesamt, sondern auch an
die Landesämter für Verfassungsschutz angespro-
chen. Dies sollten wir noch einmal prüfen. Meines
Wissens ist dieser Punkt im Vorfeld nicht angespro-
chen worden. Wenn dort noch Änderungsbedarf be-
steht, so will ich das mit positiver Tendenz durchaus
noch einmal erörtern. Ich kann auch keinen Unter-
schied erkennen, ob man die Daten an das Bundes-
amt oder an die Landesämter gibt. In beiden Fällen
soll schließlich dem Sicherheitsgedanken Rechnung
getragen werden. Lassen Sie uns also darüber noch
einmal offen reden!

Ich will einen Punkt ansprechen, der in der Debatte
ebenfalls eine Rolle gespielt hat und bei dem es 
seltsame Koalitionen gegeben hat, etwa zwischen
dem Freistaat Bayern, den Grünen und Teilen der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion: die Stärkung der
Zentralstellenfunktion des Bundeskriminalamtes.
Von dem innenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion, Herrn M a r s c h e w s k i ,  ist mir der Vor-
wurf gemacht worden, ich wolle das Bundeskriminal-
amt wegen der Grünen als zahnlosen Tiger bestehen
lassen. Diesen Vorwurf müsste ich an Herrn Kollegen
Beckstein weitergeben. Aber Sie müssen untereinan-
der ausmachen, welche Vorwürfe in welche Richtung
gemacht werden. 

Ich bin froh darüber, dass wir die Zentralstellen-
funktion in der Weise haben stärken können, dass
auch das Bundeskriminalamt – wie die Landeskrimi-
nalämter – in Zukunft unmittelbar Informationen er-
heben darf.

In diesem Zusammenhang ist aus verschiedenen
Richtungen unter Verwendung des Begriffs der so ge-
nannten Initiativermittlungen Kritik geäußert worden.
Man hat behauptet, das sei mit unserem rechtsstaatli-
chen Denken nicht zu vereinbaren. Deshalb ist es
meiner Meinung nach geboten, auch im Kreise der
Bundesratsmitglieder auf folgenden Sachverhalt hin-
zuweisen:

(C)

(D)

Dr. Günther Beckstein (Bayern)
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Die Justizminister und -senatoren sowie die Innen-
minister und -senatoren der Länder haben im Jahre
1990 gemeinsame Richtlinien über die Zusammenar-
beit von Staatsanwaltschaft und Polizei bei der Ver-
folgung der organisierten Kriminalität verfasst. Nach
meiner Überzeugung ist Terrorismus eine Form der or-
ganisierten Kriminalität. Aber man hat aus bestimm-
ten Gründen gesagt, dass die Richtlinien zunächst ein-
mal nicht für den Bereich des Terrorismus gälten. Das
hat eher definitorischen Hintergrund und nichts mit
dem Sachverhalt zu tun; denn die gemeinsamen Richt-
linien – damit auch das klar ist – schaffen kein materi-
elles Strafrecht und auch kein strafprozessuales Recht,
sie sind auf der Basis des geltenden materiellen Straf-
rechts und des geltenden Strafverfahrensrechts ver-
fasst worden. 

In den gemeinsamen Richtlinien finden Sie einen
Passus, den ich Ihnen nicht vorenthalten will. Es heißt
unter Ziffer 6 – Initiativermittlungen –:

Die Aufklärung und wirksame Verfolgung der or-
ganisierten Kriminalität setzen daher voraus, dass
Staatsanwaltschaft und Polizei von sich aus im
Rahmen ihrer gesetzlichen Befugnisse Informa-
tionen gewinnen oder bereits erhobene Informa-
tionen zusammenführen, um Ansätze zu weiteren
Ermittlungen zu erhalten (Initiativermittlungen).

Also das, was einige ziemlich lautstark tadeln, ist
geltendes Recht bzw. vollzieht sich auf der Basis des
geltenden Rechts.

Wenn Sie gestatten, möchte ich einen weiteren Pas-
sus vortragen:

Bei Initiativermittlungen liegen häufig die Ele-
mente der Strafverfolgung und der Gefahrenab-
wehr in Gemengelage vor oder gehen im Verlauf
eines Verdichtungs- und Erkenntnisprozesses in-
einander über.

Für die Zusammenarbeit gilt, dass das Ziel der
Initiativermittlungen die Klärung des Anfangs-
verdachtes bzw. der Gefahrenlage ist und dass
dem Staatsanwalt in Fällen der Gefahrenabwehr
eine Leitungsbefugnis nicht zusteht.

Ich will Sie auf diesen Sachverhalt aufmerksam ma-
chen. Da das Bundeskriminalamt in seiner Zentral-
stellenfunktion nach dem Bundeskriminalamtgesetz
die Verpflichtung und die Aufgabe hat, sowohl im re-
pressiven als auch im präventiven Bereich, übrigens
auch zu Gunsten der Länderbehörden, tätig zu wer-
den, sollte man sich davor hüten, dem Begriff „Initia-
tivermittlungen“ einen negativen Sinn zuzuordnen,
und den Sicherheitsbehörden auf der Basis des gel-
tenden Rechts die für sie notwendigen Befugnisse zu-
gestehen. Das dient der Sicherheit unserer Bürgerin-
nen und Bürger.

Ich möchte Ihnen abschließend noch einmal dafür
danken, dass Sie es ermöglichen, dass dieses Sicher-
heitspaket heute auch die Zustimmung des Bundesra-
tes findet.

Vizepräsident Dr. Henning Scherf: Freundlicher-
weise haben sich folgende Kollegen bereit erklärt,

ihre Erklärung zu Protokoll*) zu geben: Minis-
ter Dr. Behrens (Nordrhein-Westfalen), Minister
Dr. Birkmann (Thüringen), Minister Bartling (Nieder-
sachsen), Ministerin Schubert (Sachsen-Anhalt) und
Staatsminister Zuber (Rheinland-Pfalz). Danke sehr.

Wir kommen zur Abstimmung und beginnen mit
Punkt 73, dem Terrorismusbekämpfungsgesetz.

Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten emp-
fiehlt in Drucksache 1059/1/01, dem Gesetz zuzustim-
men. Wer dem folgen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das ist die Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt.

Es bleibt abzustimmen über den Entschließungsan-
trag Nordrhein-Westfalens in Drucksache 1059/2/01,
dem Rheinland-Pfalz beigetreten ist. Wer stimmt die-
sem Antrag zu? – Auch das ist die Mehrheit. 

Damit ist die Entschließung gefasst.

Wir kommen zu Punkt 26 a), dem Gesetzentwurf zu
Artikel 35 Grundgesetz.

Ihnen liegen die Ausschussempfehlungen in Druck-
sache 993/1/01 vor. Unter Ziffer 1 wird die Einbrin-
gung des Gesetzentwurfs empfohlen. Mit der Abstim-
mung darüber wird über die unter Ziffer 2 empfohlene
Nichteinbringung mitentschieden.

Wer für die Einbringung ist, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das ist eine Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat beschlossen, den Gesetz-
entwurf n i c h t  einzubringen.

Wir kommen zu Punkt 26 b), dem Entwurf eines
Trittbrettfahrergesetzes.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen in Drucksache 922/1/01 vor. Ich rufe auf:

Ziffer 1! – Das ist die Mehrheit.

Wer nunmehr dafür ist, den Gesetzentwurf in der
soeben festgelegten Fassung beim Deutschen Bun-
destag einzubringen, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist die Mehrheit. 

Dann ist so beschlossen.

Wir sind übereingekommen, Minister Dr. Birkmann
(Thüringen) zum Beauftragten zu bestellen.

Tagesordnungspunkt 5:

Gesetz zur Fortführung des Solidarpaktes, zur
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichs und zur Abwicklung des Fonds
„Deutsche Einheit“ (Solidarpaktfortführungs-
gesetz – SFG) (Drucksache 999/01, zu Druck-
sache 999/01)

Keine Wortmeldung. – Je eine Erklärung zu Proto-
koll**) geben Ministerpräsident Biedenkopf (Sach-
sen) und Bürgermeister Böger (Berlin). 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer den Empfehlun-
gen des Finanzausschusses unter den Ziffern 1 und 2

(A)

(B)

(C)

(D)

Bundesminister Otto Schily

*) Anlagen 7 bis 11
**) Anlagen 12 und 13



den Vermittlungsausschuss angerufen. Leider ist er
den Anträgen Baden-Württembergs und Hessens, das
unzureichende Gesetz grundsätzlich zu überarbeiten,
nicht gefolgt. 

Im Vermittlungsausschuss ist nunmehr eine Rege-
lung des Vergaberahmens in der Weise vereinbart
worden, dass der Besoldungsdurchschnitt um jährlich
2 % bzw. insgesamt um bis zu 10 % überschritten
werden darf und auf das Niveau des Bundeslandes
mit dem höchsten Besoldungsdurchschnitt angeho-
ben werden kann. Die Professoren sowie hauptbe-
ruflichen Leiter und Mitglieder von Hochschulen,
die in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis ste-
hen und auf Planstellen der Besoldungsgruppe W 2
und W 3 sowie C 2 bis C 4 geführt werden, werden
bei der Bemessung des Vergaberahmens berück-
sichtigt. 

Ein essenzieller Kritikpunkt ist jedoch weiterhin un-
verändert bestehen geblieben. Hessen hat sich immer
dafür eingesetzt, im Rahmen dieser Reform die
Grundgehälter der Professorinnen und Professoren
anzuheben. Der Gesetzentwurf von Frau Ministerin
Bulmahn greift zu kurz und schafft keinen Anreiz für
Wissenschaft und Forschung. Hessen hat von Anfang
an die Auffassung vertreten, dass es nicht sinnvoll ist,
bereits bei der Erstberufung von Professoren auf Leis-
tungszulagen zurückgreifen zu müssen, weil die
Grundgehälter zu niedrig sind. Die Länder benötigen
bereits beim Grundgehalt Bandbreiten, um Akzente
in der Wissenschaftslandschaft setzen und hoch-
karätige Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in
Konkurrenz zur Wirtschaft und ausländischen Ein-
richtungen berufen zu können.

Wegen der niedrigen Grundvergütung im Verhält-
nis zum verfügbaren Besoldungsrahmen bei fakti-
scher Kostenneutralität kann Hessen dem Gesetz
seine Zustimmung nicht erteilen.

Anlage 7

Erklärung

von Minister Dr. Fritz Behrens
(Nordrhein-Westfalen)

zu Punkt 73 der Tagesordnung

Seit dem 11. September eint uns das Ziel, jetzt und
für die Zukunft alles zu tun, um die Menschen vor
terroristischer Bedrohung wirksam zu schützen. In
der Konfrontation mit dem Undenkbaren und auf
Grund der mit diesem Ereignis verbundenen eigenen
Betroffenheit haben wir Innenminister aufkommende
Meinungsverschiedenheiten schnell ausgeräumt.

Genau wie heute wollten und mussten wir das Rich-
tige tun. Unsere Sofortmaßnahmen haben den inne-
ren Frieden unseres Landes gesichert und dafür ge-
sorgt, dass es nicht zu undifferenzierten Gewaltakten
gegen Muslime kam. Unsere Sorge galt dem Schutz
der Bevölkerung vor terroristischer Bedrohung in
einem nur begrenzt einzuschätzenden Ausmaß. Die

Menschen in unserem Lande haben gespürt, dass der
Staat – Polizei, Verfassungsschutz, Feuerwehren und
Justiz – handlungsfähig und handlungsbereit ist. Das
sind die Verdienste der ersten Tage.

Unser auf Balance und Konsens ausgelegtes be-
währtes politisches System des Föderalismus hat die-
sen Härtetest bestanden. Es ging nach dem 11. Sep-
tember in der Hauptsache um Lagebewältigung.
Diese Aufgabe haben wir, die Länderinnenminister,
gemeinsam mit dem Bundesminister des Innern gut
gelöst, und daran hat Herr Kollege Schily großen An-
teil gehabt.

Heute reden wir über Regelungen, die auf Dauer
innere Sicherheit einerseits und Freiheit andererseits
gewährleisten sollen. Wie sie langfristig in der Praxis
wirken, ob sie notwendig bleiben, das kann man
heute nicht sicher vorhersagen. Deshalb – und dafür
habe ich mich eingesetzt – sind für eine Reihe von Re-
gelungen nach einigen Jahren Überprüfungen vorge-
sehen. Dieses Prinzip der so genannten Sunset Laws 
– Gesetze auf Zeit – hat sich in anderen Ländern be-
währt.

Ich weiß, dass die Gesetze, über die wir heute bera-
ten, Kompromisse sind. Nordrhein-Westfalen hat mit
dem Bund und mit anderen Ländern intensiv um rich-
tige Lösungen gerungen. Ich weiß aber auch, dass es
Kompromisse sind, die tragfähig sind.

Das Paket, das heute geschnürt vor uns liegt, ist ein
gutes Paket. Alles, was darin enthalten ist, ist gut und
wichtig. Aus Überzeugung sage ich: Es fehlt nichts
von dem, was gesetzgeberisch – der Lage angemes-
sen – zu veranlassen war.

Ich zitiere Reinhard Müller aus der „FAZ“ vom 
30. Oktober 2001:

Die fundamentalen Freiheitsrechte, die am An-
fang des Grundgesetzes stehen, dürfen nicht
beliebig eingeschränkt werden. Sicherheit ist
zwar eine Voraussetzung für Freiheit, aber das
größte Maß an Sicherheit gibt es immer noch im
Polizeistaat, den niemand will. Es kommt also
darauf an, die richtige Balance zu finden. Dabei
ist die Frage zu beantworten, welchen Preis
eine freie demokratische Gesellschaft um ihrer
selbst willen für den Schutz vor Terroristen zah-
len muss.

Die gefundene gesetzgeberische Lösung passt sich
damit in das Paket ein, zu dem auch die finanziellen
Spielräume gehören, die die Bundesregierung für die
innere Sicherheit eröffnet hat – 3 Milliarden DM –,
und die Maßnahmen, die wir in den Ländern ergän-
zend getroffen haben und noch treffen werden. Diese
haben uns erhebliche Anstrengungen abverlangt: 
370 Millionen DM für das Fünfjahresprogramm in
Nordrhein-Westfalen. Wir in den Ländern werden
prüfen, welche landesrechtlichen Vorschriften zu 
ändern sind. Alle Maßnahmen zusammen sind die
richtige Antwort auf die Herausforderung durch den
global agierenden Terrorismus.

Wir stärken die Strukturen, mit denen Terrorismus
wirkungsvoll bekämpft und sein Eindringen in unser
System verhindert werden kann. Nur ein sicherer
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Staat, sich sicher fühlende Menschen lassen sich auf
die Kommunikation mit anderen Staaten, Kulturen,
Religionen ein.

Das ist der nationale Schritt, den wir heute tun müs-
sen. Es ist bei weitem nicht der letzte Schritt. Die Si-
cherheitsmaßnahmen genauso wie die Maßnahmen
zum Ausgleich der Chancen auf der Welt müssen in
einen europäischen und internationalen Kontext ge-
bettet werden. Nur so können wir eine gemeinsame
Sprache der Toleranz entwickeln, die Voraussetzung
für Freiheit und Gerechtigkeit, soziales Miteinander
sowie Wohlstand, Toleranz und Koexistenz aller Völ-
ker ist. Dafür habe ich mich in Brüssel eingesetzt. In
diesem Zusammenhang wird z. B. Europol eine wich-
tige, größere Rolle spielen müssen.

Ich bin mir sicher: Wir sind auf diesem Weg noch
längst nicht am Ende. Für diesen Schritt sollten wir
heute eingedenk unseres Konsenses nach dem 
11. September geschlossen eintreten, so wie es auch
der Bundestag getan hat. 

Anlage 8

Erklärung

von Minister Dr. Andreas Birkmann
(Thüringen)

zu Punkt 26 b) der Tagesordnung

Seit den terroristischen Verbrechen in Amerika
werden die Bürgerinnen und Bürger auch unseres
Landes immer wieder mit anonymen Bedrohungen
konfrontiert, wie man sie bisher nach Zahl und In-
tensität nicht gekannt hat. Milzbrand ist das
Schreckenswort. Die nach § 126 StGB zu ahndende
Tat hat einen völlig neuen Charakter erhalten. Die so
genannten Trittbrettfahrer beherrschen das öffentli-
che Leben. Sie lösen auf Kosten der Allgemeinheit
Unruhe und Panik aus. Auch wenn gesundheitsge-
fährdende Substanzen glücklicherweise bisher nicht
festgestellt werden konnten, werden die Adressaten
der Briefe, aber auch unbeteiligte Bürgerinnen und
Bürger in Todesangst versetzt, wenn Straßenzüge ge-
sperrt oder Gebäude geräumt werden, weil Briefe mit
weißem Pulver aufgetaucht oder entsprechende
Drohanrufe eingegangen sind. Das Opfer fühlt sich
wie eine Geisel, auch wenn sich der Verdacht einer
Bedrohung im Nachhinein nicht bestätigt. Aber diese
Nachricht erfährt der Betroffene erst Tage später –
nach einer Zeit voller Ungewissheit und Angst.

Nachdem die Polizei am 14. Oktober 2001 damit 
begonnen hatte, die gemeldeten Milzbrandverdachts-
fälle zahlenmäßig zu erfassen, konnte ein kontinuier-
licher Anstieg der Fallzahlen beobachtet werden. Am
6. Dezember 2001 hatten wir in der Bundesrepublik
Deutschland insgesamt annähernd 4 000 Fälle zu ver-
zeichnen – es waren genau 3 997 Fälle der Bedrohung
und Verunsicherung unserer Bevölkerung. Feuer-
wehr, Polizei und Rettungsdienste sind in diesen Fäl-

len oft über mehrere Stunden mit Fahrzeugen und
Personal – regelmäßig überflüssigerweise – im Ein-
satz. Das kostet viel Geld. Gleiches gilt für die Nach-
bereitung solcher Einsätze.

Es wird geprüft wegen des Verdachts auf Radioakti-
vität, auf Sprengstoff; das Gesundheitsamt prüft auf
Verseuchungen und Gifte. Dies alles bindet Arbeits-
kapazitäten und behindert die Rettungskräfte dort,
wo sie wirklich gebraucht werden. Schließlich besteht
die Neigung, sich an solche Ereignismeldungen zu
gewöhnen, wenn regelmäßig die Erfahrung gemacht
wird, dass der Rettungseinsatz überflüssig war. Dies
kann gefährlich werden, sollte bei uns wirklich ein-
mal eine Drohung wahr werden.

Die gegenwärtige Gesetzeslage sieht zum Schutz
des öffentlichen Friedens in der aus dem Jahre 1976
stammenden Vorschrift des § 126 StGB als Sanktion
für kriminelles Verhalten eine Geldstrafe oder Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren vor. Diese Sanktion ent-
spricht nicht mehr dem von den Bürgerinnen und Bür-
gern empfundenen Unwert solchen Tuns. Sie trägt
dem Schutzzweck der Norm in Bezug auf so genannte
Trittbrettfahrer nicht ausreichend Rechnung.

Unser Gesetzesantrag will die Strafandrohung des 
§ 126 StGB modifizieren, um in Anpassung an die
veränderte sozialethische Bewertung dieses Delikts
eine angemessene Abschreckung zu erreichen.
Durch die Anhebung des Strafrahmens auf fünf Jahre
Freiheitsstrafe bringt der Entwurf zum Ausdruck,
dass ein solches von hoher Sozialschädlichkeit ge-
prägtes Verhalten deutlich schwerer strafbewehrt
sein muss, als dies die gegenwärtige Gesetzeslage
erlaubt. Es kann schließlich nicht richtig sein, dass
ein Ladendiebstahl nach § 242 StGB im Höchstmaß
mit einer höheren Strafe belegt wird als die Störung
des öffentlichen Friedens durch Androhung von Straf-
taten nach § 126 StGB.

Die Handlungsweise von Trittbrettfahrern ist kein
Dummerjungenstreich. Trittbrettfahrer sind Men-
schen, die eine ganze Nation skrupellos in Angst und
Schrecken versetzen, wie die Ereignisse vom 2. No-
vember 2001 in Neumünster und Rudolstadt in Thü-
ringen gezeigt haben.

Allein die – zumeist sehr hohen – Schadensersatzan-
sprüche vermögen die potenziellen Täter nicht abzu-
schrecken. Wenn es sich um Täter mit entsprechen-
dem sozial- und finanzschwachen Hintergrund
handelt, geht diese Drohung oftmals ohnehin ins
Leere. Daher bleibt die Allgemeinheit auf den Einsatz-
und sonstigen Kosten sitzen. Der Abschreckungseffekt
muss insbesondere über das Strafrecht deutlich erhöht
werden.

Auch dies ist ein Beitrag zur Stabilisierung der in-
neren Sicherheit, an der wir alle interessiert sein müs-
sen.

Ich bitte Sie daher, den Gesetzesantrag Thüringens
mit der vom Innenausschuss empfohlenen Maßgabe
zu unterstützen.

(C)

(D)
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Erklärung

von Minister Heiner Bartling
(Niedersachsen)

zu Punkt 73 der Tagesordnung

Drei der vier Flugzeuge des Terroranschlags von
New York sind von Ausländern gesteuert worden, die
zuvor jahrelang unerkannt, jedoch völlig legal in
Deutschland lebten. Es wird immer deutlicher, dass
sich das Zentrum dieser Terrorgruppe in unserem
Land befunden hat.

Es wurde sehr schnell klar: Die Befugnisse unserer
Sicherheitsbehörden und die vorhandenen rechtli-
chen Instrumente zur Bekämpfung des Terrorismus
waren bis dahin unzureichend und mussten dringend
verbessert werden.

Der Deutsche Bundestag hat uns nunmehr einen Ge-
setzesbeschluss vorgelegt, der nach meiner Beurteilung
die Fähigkeiten unserer Sicherheitskräfte deutlich ver-
bessert, einen möglichst personenscharfen Überblick
über Extremisten und Terroristen zu gewinnen und Per-
sonenzusammenhänge, Organisationsstrukturen und
Finanzwege aufzuhellen. Die Möglichkeiten der Daten-
erhebung, -übermittlung und -speicherung werden
ausgebaut und die behördenübergreifenden Informa-
tionszugänge vereinfacht. Das islamistische Gewaltpo-
tenzial, das sich in unserem Land unerkannt aufhält
und konspirative Anschläge vorbereitet, kann damit
aufgespürt und unschädlich gemacht werden. Der Auf-
enthalt von Ausländern, die auf Grund von terroristi-
schen und extremistischen Handlungen eine Gefahr für
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland darstel-
len, kann beendet werden. Einreisen solcher Personen
können verhindert werden.

Das vorliegende Gesetz ist ein Kompromiss, der 
– das liegt in der Natur der Sache – nicht alle Wün-
sche erfüllen kann. Auch ich hätte mir an der einen
oder anderen Stelle andere Regelungen vorstellen
können. Dennoch bin ich mit den gefundenen Lösun-
gen im Ergebnis zufrieden. 

Die verantwortlichen politischen Kräfte im Bund und
in den Ländern haben gezeigt, dass sie bei einer kon-
kreten Bedrohung in der Lage sind, innerhalb kürzes-
ter Zeit das Notwendige für die Sicherheit des Landes
zu tun und dabei Bürgerrechte und Datenschutz nicht
über Gebühr einzuschränken. Dies ist nach meiner
Einschätzung aber auch nicht die Hauptsorge unserer
Bürgerinnen und Bürger. Sie sehen sich heute nicht
mehr vom Staat bedroht, sondern von Kriminalität und
Terrorismus, und erwarten von ihm, dass er sie hiervor
wirksam schützt. Sie wollen keine Schwächung des
Staates, sondern seine Stärkung im Kampf gegen kri-
minelle Elemente. Diese berechtigte Erwartung ver-
pflichtet uns, das in unserer rechtsstaatlichen födera-
len Demokratie für die Sicherheit der Bevölkerung
Mögliche auch tatsächlich zu tun. Das ist mit diesem
Gesetz gelungen. Hierüber freue ich mich. 

Das von uns zu beschließende Terrorismusbekämp-
fungsgesetz kann keine Garantie dafür geben, dass

sich künftig keine terroristischen Anschläge mehr er-
eignen. Die Situation im Nahen Osten zeigt, dass es
trotz schärfster Gesetze und eines riesigen Sicher-
heitsapparats absoluten Schutz vor Menschen, die zu
allem entschlossen sind, nicht geben kann, insbeson-
dere dann nicht, wenn sie bereit sind, auch ihr eige-
nes Leben zu opfern. 

Ebenso möchte ich vor allzu großen Erwartungen
warnen, dass nun im Zuge der Verbote extremisti-
scher islamistischer Vereine Mitglieder und Unter-
stützer in großer Zahl ausgewiesen und abgeschoben
werden können. Eine erste Sichtung des aufgefunde-
nen Materials gibt Anlass zur Zurückhaltung. Ein
Vereinsverbot ist die eine Sache, das Vorgehen gegen
einzelne Personen mit dem Ziel der Ausweisung und
Abschiebung eine ganz andere. Hier sollten wir keine
allzu großen Hoffnungen wecken. Die Vorgänge um
Kaplan zeigen, dass dies in einem Rechtsstaat ein
schwieriger Weg ist. 

Das notwendige rechtliche Instrumentarium zur Be-
kämpfung des Terrorismus wird mit dem Terrorismus-
bekämpfungsgesetz geschaffen. Niedersachsen wird
diesem Gesetz zustimmen.

Eine Änderung von Gesetzen ist natürlich nur der
erste Schritt. Entscheidend wird die praktische Umset-
zung sein, insbesondere ausländerrechtlicher Maßnah-
men gegen einzelne Personen. Die bei den Durchsu-
chungen und Beschlagnahmen im Rahmen des Verbots
von Ausländervereinen gewonnenen Erkenntnisse
müssen den Ausländerbehörden unverzüglich bekannt
gemacht werden, damit sie prüfen können, ob z. B. po-
litische Betätigungsverbote oder Ausweisungen mög-
lich sind. Da diese Informationen nur von den Si-
cherheitsbehörden zu erlangen sind, ist eine enge
Zusammenarbeit zwischen diesen Stellen erforderlich. 

Ich habe gestern in meinem Hause eine Projektgrup-
pe gebildet, die den Auftrag hat, die entsprechenden
Informationen zusammenzutragen, zu sichten und zu
bewerten. Durch die Beteiligung verschiedener Fach-
bereiche wird erreicht, dass die relevanten Informatio-
nen zeitnah ausgetauscht, die Kräfte gebündelt werden
können und das Vorgehen koordiniert werden kann. 

Dies ist ein erster praktischer Schritt, um die Aus-
länderbehörden in die Lage zu versetzen, im gemein-
samen Interesse von Bund und Ländern gegen extre-
mistische Ausländer vorzugehen.

Anlage 10

Erklärung

von Ministerin Karin Schubert
(Sachsen-Anhalt)

zu den Punkten 73 und 26 der Tagesordnung

Der Gesetzesantrag der Freistaaten Bayern und Sach-
sen beinhaltet eine Neufassung des Artikels 35 Abs. 2
Satz 1 Grundgesetz, wonach zukünftig die Streitkräfte
zum Schutz ziviler Objekte auf Anforderung eines 
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Landes in Fällen von besonderer Bedeutung eingesetzt
werden können, wenn Polizeikräfte zur Aufrechterhal-
tung oder Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit
oder Ordnung nicht mehr ausreichen.

Die Intention dieses Gesetzesantrages berührt
einen Grundwert unserer freiheitlich-demokratischen
Rechtsordnung. Die Aufrechterhaltung der inner-
staatlichen Ordnung ist Aufgabe der Polizei. Die ein-
zige Legitimationsgrundlage für die Existenz von
Streitkräften in der Bundesrepublik Deutschland ist
ihr Verteidigungsauftrag. Ich erinnere in diesem Zu-
sammenhang an die seit Jahren geführte Diskussion
über den Einsatz der Bundeswehr außerhalb der Bun-
desrepublik, aber innerhalb der räumlichen Grenzen
der NATO bzw. außerhalb des NATO-Bereichs. 

Der vorliegende Gesetzesantrag will den Verteidi-
gungsauftrag der Bundeswehr auf die Bewachung zi-
viler Einrichtungen innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland erweitern. Hier sieht das Grundgesetz in
der geltenden Fassung bereits eine klar definierte
Rollenverteilung zwischen den Streitkräften und der
Polizei vor. Gemäß Artikel 87a Abs. 2 Grundgesetz in
der seit 1968 geltenden Fassung dürfen die Streitkräf-
te außer zur Verteidigung nur eingesetzt werden, 
soweit das Grundgesetz es ausdrücklich zulässt. Der
Schutz ziviler Objekte durch die Bundeswehr ist 
bereits gemäß Abs. 3 im Verteidigungs- und im Span-
nungsfall möglich, wobei das Grundgesetz in Arti-
kel 80a bzw. Artikel 115a die formalen Modalitäten
des Spannungs- bzw. Verteidigungsfalls regelt. Un-
terhalb dieser Schwelle ist der Einsatz der Streitkräfte
nur zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den 
Bestand oder die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung des Bundes oder eines Landes gemäß Arti-
kel 87a Abs. 4 Grundgesetz möglich.

Durch den vorliegenden Gesetzesantrag wird das
bislang ausgewogene und über Jahrzehnte bewährte
Verhältnis zwischen den Aufgaben der Polizei einer-
seits und den Aufgaben der Streitkräfte andererseits
in einem erheblichen Maße verändert. Ich halte dies
unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten, auch unter
Berücksichtigung der besonderen Situation nach dem
11. September, für bedenklich, aber auch für nicht er-
forderlich.

Darüber hinaus bestehen meines Erachtens erhebli-
che Bedenken hinsichtlich der Umsetzung der geplan-
ten gesetzlichen Regelung. Die zunehmenden Aufga-
ben der Bundeswehr im Ausland verursachen bereits
Probleme bei der Verwirklichung ihres ursprünglichen
Auftrages. Ich verweise auf die aktuelle Diskussion
über den geplanten Afghanistan-Einsatz. Für den
Schutz ziviler Objekte hier im Lande dürften deshalb
allenfalls Wehrpflichtige in Betracht kommen, die im
Umgang mit polizeilichen Gefahrensituationen, insbe-
sondere im Hinblick auf mögliche Konfrontationen mit
Bürgern, nicht ausgebildet sind. Zu Recht haben die
Bediensteten der Polizei eine umfangreiche polizeili-
che Ausbildung zu absolvieren, ehe sie die tägliche Ar-
beit vor Ort mit den Bürgern und in manchen Fällen
auch gegen die Bürger zu erfüllen haben. Es gehört
nicht viel Phantasie dazu, sich vorzustellen, dass junge
Wehrpflichtige – z. B. bei Großdemonstrationen von
Personen mit gewaltbereitem Hintergrund – unerfah-

ren und damit sich und die Allgemeinheit in höchstem
Maße gefährdend auftreten.

Auch vor dem Hintergrund, dass die Bundeswehr
bereits heute ihre eigenen militärischen Einrichtun-
gen wegen Personalmangels durch zivile Wachdiens-
te absichern lässt, vermag ich nicht einzusehen, wes-
halb die Bundeswehr in dieser Situation zusätzlich zur
Absicherung ziviler Objekte eingesetzt werden soll.

Ich halte die Polizeikräfte der Länder und des Bun-
des für zahlenmäßig so stark und von ihrer Ausbil-
dung her für so kompetent, dass sie den Herausforde-
rungen, die sich nach dem 11. September ergeben,
gerecht werden. Deshalb lehne ich den von den Frei-
staaten Bayern und Sachsen vorgelegten Geset-
zesantrag ab.

Ich möchte noch kurz auf den Gesetzesantrag
Thüringens eingehen, mit dem der Strafrahmen des 
§ 126 StGB – Störung des öffentlichen Friedens durch
Androhung von Straftaten – von Geldstrafe oder Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren auf Freiheitsstrafe von
drei Monaten bis zu fünf Jahren angehoben werden
soll. Die Landesregierung Sachsen-Anhalt wird auch
diesen Antrag nicht unterstützen.

Richtigerweise wird in der Begründung des Geset-
zesantrages darauf hingewiesen, dass es nach den
Milzbrandanschlägen in den USA in Deutschland
eine Vielzahl von Nachahmungstaten gegeben hat, in
denen vergleichbare Straftaten angedroht oder gar
vorgetäuscht worden sind. Dies hat vorübergehend
für erhebliche Unruhe und Verunsicherung in der Be-
völkerung gesorgt; die durch vorgetäuschte Anschlä-
ge verursachten wirtschaftlichen Schäden, insbeson-
dere durch den Einsatz von Spezialeinheiten der
Polizei und der Feuerwehr, sind beträchtlich. Gerade
vor dem Hintergrund der aktuellen Ereignisse der
letzten drei Monate teile ich die Auffassung, dass
Nachahmungstaten so genannter Trittbrettfahrer im
Vergleich zu den üblichen Sachverhalten besonders
schwer wiegen. Die aus diesen Ereignissen gezogene
Schlussfolgerung, man könne solchen Straftaten
durch eine massive Verschärfung der Strafandrohung
wirksam begegnen, trifft jedoch nicht zu.

Ein wirksames Mittel zur Bekämpfung sind viel-
mehr die schnellstmögliche Tataufklärung und Verur-
teilung der Täter. Eine Anhebung der Strafandrohung
trägt dazu nicht bei. Sie ist sogar eher hinderlich, weil
bei einer Straferwartung von mehr als einem Jahr die
schnelle gerichtliche Erledigung mittels des in der
Strafprozessordnung vorgesehenen beschleunigten
Verfahrens ausgeschlossen ist. Hingegen haben die
gerade auf diesem Wege durchgeführten Strafverfah-
ren der letzten Monate gegen Nachahmungstäter ge-
zeigt, dass die Tatrichter wegen des besonderen
Unrechtsgehalts solcher Taten auch gegen Ersttäter
Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr verhängt haben.
Diese Urteile gehen im Strafmaß deutlich über das
hinaus, was üblicherweise für weniger gravierende
Fälle als strafrechtliche Sanktion festgesetzt wird.

Nicht zuletzt durch die ausführliche Medienbericht-
erstattung über diese Verfahren sind diese Urteile von
der Öffentlichkeit als harte, aber angemessene Sank-
tion wahrgenommen worden. Darüber hinaus müssen
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die rechtskräftig Verurteilten mit Schadensersatzforde-
rungen in Höhe der verursachten Ermittlungs- und Ver-
fahrenskosten rechnen, die eine weitere erhebliche Be-
lastung der Verurteilten darstellen.

Schließlich spricht gegen die vorgeschlagene Anhe-
bung des Strafrahmens der Vergleich mit den Strafan-
drohungen der übrigen Straftatbestände des StGB
zum Schutz der öffentlichen Ordnung; § 126 StGB er-
hielte in diesem Fall eine Gewichtung, die mit den
übrigen Tatbeständen nicht in Einklang zu bringen
wäre. Als Beispiel sei der Landfriedensbruch ange-
führt, der ebenso wie die derzeit geltende Regelung
des § 126 StGB Geld- oder Freiheitsstrafe bis zu drei
Jahren androht.

Die Landesregierung Sachsen-Anhalt spricht sich
deshalb gegen die vorgeschlagene Anhebung des
Strafrahmens aus.

Anlage 11

Erklärung

von Staatsminister Walter Zuber
(Rheinland-Pfalz)

zu den Punkten 73 und 26 der Tagesordnung

Der Terrorismus ist eine der größten Gefahren für
die Demokratie; er bedroht die freie Ausübung der
Menschenrechte und beeinträchtigt die Entwicklung
von Wirtschaft und Gesellschaft. Ungeachtet der Ziele
terroristischer Akte und der Orte, an denen sie vorbe-
reitet oder ausgeführt werden, lässt sich Terrorismus
nie und unter keinen Umständen rechtfertigen.

Die feigen Terroranschläge von noch nie da gewese-
nem Ausmaß in New York und Washington am 11. Sep-
tember 2001 haben uns das deutlich vor Augen ge-
führt. Das erschütternde Ausmaß der Gewalt, die
kaltblütige Planung und die weltweite Zusammenar-
beit der Täter erfordern die Weiterentwicklung unse-
rer gesetzlichen Instrumente.

Mit dem Terrorismusbekämpfungsgesetz sind wir
ein gutes Stück vorangekommen. Wir geben einer-
seits den Sicherheitsbehörden die nötigen gesetzli-
chen Befugnisse, die sie in die Lage versetzen, ihren
Auftrag noch besser zu erfüllen. Andererseits
schränkt das Gesetzesvorhaben die Bürgerrechte nur
in dem unumgänglich notwendigen Maß ein.

Besonders einschneidende Veränderungen und tief
greifende Neuregelungen wurden mit einer Befris-
tung versehen. Dies befürworte ich ausdrücklich.
Auch die Möglichkeit einer Evaluierung dient dazu,
für die Zukunft den richtigen Weg zu finden.

Die Rheinland-Pfälzische Landesregierung unter-
stützt die vorgeschlagenen Maßnahmen ausdrücklich.
Sie sieht darin das notwendige Instrumentarium, un-
sere wehrhafte Demokratie vor terroristischen An-
schlägen effektiv zu schützen. Wichtig ist für mich in
diesem Zusammenhang auch, dass der Gesetzentwurf
eine breite Mehrheit im Bundestag fand.

Die Änderung des Bundesgrenzschutzgesetzes er-
möglicht den Einsatz gut ausgebildeter Polizeibeam-
tinnen und -beamter als bewaffnete Flugsicherheits-
begleiter in deutschen Flugzeugen. Ich erwarte vom
Einsatz der Flugsicherheitsbegleiter einen Abschre-
ckungseffekt auf potenzielle Täter, aber auch eine
Verbesserung des Sicherheitsgefühls der Fluggäste
und des Personals.

Mit der Einführung von § 129b in das Strafgesetz-
buch wurden die im Ausland gebildeten kriminellen
und terroristischen Vereinigungen in Deutschland
strafbar gestellt. Jetzt war es notwendig und richtig,
die Ermittlungskompetenzen des Bundeskriminal-
amtes mit dem Terrorismusbekämpfungsgesetz zu-
künftig auch auf die Verfolgung dieser Straftaten aus-
zuweiten.

Damit auch der Verfassungsschutz seinen Beitrag
zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus
wirksam leisten kann, sieht Artikel 1 des Gesetzes
wichtige Änderungen des Bundesverfassungsschutz-
gesetzes vor. Mit ihnen soll – unter Beibehaltung des
hohen Grundrechtsschutzniveaus der bereichsspezi-
fischen Regelungen – der Informationshorizont der
Verfassungsschutzbehörden erweitert werden, um
künftig mögliche Erkenntnislücken bei der Bekämp-
fung terroristischer Vereinigungen zu verhindern. 
Gerade die Verdunkelungsversuche konspirativer
Terrornetze bilden die denknotwendige Voraus-
setzung für deren langfristig geplante Anschläge, wie
wir sie in besonders menschenverachtender Form am
11. September in den USA miterleben mussten. Auch
Deutschland war dabei bekanntlich eine der logis-
tischen Basen der Täter, die unsere finanzwirtschaftli-
chen sowie kommunikations- und transporttech-
nischen Strukturen unbemerkt für ihre verwerflichen
Ziele nutzen konnten.

Um solche Machenschaften künftig frühzeitig, d. h.
bereits im Vorfeld einer strafrechtlichen Verdachts-
lage, erkennen zu können, bedarf es der neuen
Datenerhebungsbefugnisse bei Banken, Luftver-
kehrs-, Post- und Kommunikationsunternehmen, wie
sie in § 8 BVerfSchG jetzt eingeführt werden.

Ich begrüße es ausdrücklich, dass die dort für 
das Bundesamt für Verfassungsschutz gefundenen
Lösungen auch den Landesbehörden für Verfas-
sungsschutz zustehen sollen, womit sich der Bundes-
gesetzgeber den berechtigten Forderungen auch von
Rheinland-Pfalz angeschlossen hat, das den ersten
Anlauf dazu bereits mit seinem Bundesratsantrag,
dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der
Strafprozessordnung, Anfang Oktober unternommen
hatte. Ein kleiner Wermutstropfen ist dabei allerdings
die meines Erachtens vermeidbare Schaffung eines
zusätzlichen landesgesetzgeberischen Handlungsbe-
darfs, der die Umsetzung der neuen notwendigen
Maßnahmen in den Ländern nicht unwesentlich ver-
zögern dürfte.

Die schrecklichen Anschläge vom 11. September
und die zwischenzeitlich bekannt gewordene Vorge-
hensweise der Täter legen es nahe, über die Verbesse-
rung der Beobachtungsergebnisse hinaus die Nutzung
von Verfassungsschutzinformationen zu optimieren.
Hierzu gehört in erster Linie, dass alle Erkenntnisse
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der Sicherheitsbehörden einschließlich solcher der
Nachrichtendienste nahtlos zusammengeführt wer-
den. Die Terroranschläge haben uns allen vor Augen
geführt, wie verwundbar die Infrastruktur unserer
freiheitlichen Gesellschaft ist. 

Ich begrüße daher insbesondere die neuen Bundes-
regelungen zum vorbeugenden personellen Sabotage-
schutz im Sicherheitsüberprüfungsgesetz (Artikel 5)
und die stärkere Einbindung des Verfassungsschutzes
in die Zuverlässigkeitsüberprüfungen im Luftverkehr
(Artikel 19 und 19a). Alle Personen, die in lebens- und
verteidigungswichtigen Bereichen sowie im Flugver-
kehr an sicherheitssensiblen Stellen tätig werden sol-
len, müssen intensiv auf ihre Zuverlässigkeit hin
überprüft werden. Dabei sind von den zuständigen
Stellen neben den Erkenntnissen der Polizei solche
der Verfassungsschutzbehörden mit heranzuziehen.
Mit der Zustimmung der Länder zu diesen neuen
Bundesregelungen verbinde ich die Erwartung, dass
nun auch der gesetzgeberische Gestaltungsspielraum
in den Ländern in gleicher Weise genutzt wird, um
denselben Sicherheitsstandard zu erreichen.

Innerhalb weniger Tage stehen wir erneut vor einer
Änderung des Vereinsgesetzes. In der letzten Sitzung
war die Streichung des Religionsprivilegs Gegen-
stand der Beratungen. Heute diskutieren wir über
eine Ausweitung des Kennzeichenverbots sowie der
Tatbestände, die den Erlass von Vereins- und Betäti-
gungsverboten gegenüber Ausländervereinen und
ausländischen Vereinen ermöglichen.

Bisher hat das Vereinsgesetz im Kreis der Sicher-
heitsgesetze eher eine Nebenrolle gespielt. Mancher
hat sogar behauptet, es sei eine „aussterbende“
Rechtsmaterie. Die nunmehr vorgenommenen Ände-
rungen und Ergänzungen zeigen jedoch deutlich den
politischen Willen, das Vereinsgesetz stärker als bisher
vor allem im Kampf gegen terroristische Bestrebungen
einzusetzen. Die Landesregierung Rheinland-Pfalz
unterstützt dieses Ziel uneingeschränkt. Sie begrüßt
insbesondere die Möglichkeiten, auch gegen Auslän-
dervereine vorzugehen, die beispielsweise ausländi-
sche gewalttätige oder terroristische Organisationen
unterstützen oder die die Existenzberechtigung des
Staates Israel bestreiten.

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz teilt nicht die
vereinzelt geäußerte Kritik, die erweiterten Verbots-
tatbestände seien mit dem rechtsstaatlichen Grund-
satz der Bestimmtheit von Rechtsnormen unvereinbar.
Der Gesetzgeber kann Generalklauseln und unbe-
stimmte Rechtsbegriffe verwenden, wenn dies
erforderlich ist, um die für die Umsetzung des Geset-
zes zuständigen Stellen in die Lage zu versetzen, den
besonderen Umständen des einzelnen Falles sowie
schnell wechselnden Anforderungen gerecht zu wer-
den.

Alle Eingriffsmaßnahmen unterliegen dem Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit. Die für Verbote zuständi-
gen Stellen, das Bundesministerium des Innern sowie
die nach Landesrecht zuständigen obersten Landes-
behörden, sind in der Vergangenheit sensibel und be-
hutsam mit den ihnen eingeräumten Instrumentarien
umgegangen. Die Landesregierung Rheinland-Pfalz

geht davon aus, dass sich an dieser Praxis auch nach
den Änderungen des Vereinsgesetzes nichts ändert.

Die nächsten Jahre werden zeigen, ob die Neurege-
lungen im Vereinsgesetz tatsächlich dazu beitragen,
Gefahren für Gesellschaft und Staat abzuwehren, die
durch – ich betone – einzelne Ausländervereine und
ausländische Vereine entstehen können. Die Er-
fahrungen mit früheren Vereinsverboten deuten
durchaus darauf hin. So ist es im jüngsten Fall, dem
Verbot des „Kalifatsstaates“, gelungen, verbotene
Vereinsstrukturen zu zerschlagen. Allein bei einem
kleinen regionalen Verein in Rheinland-Pfalz konnten
über 200 000 DM Vereinsvermögen „eingefroren“
werden.

Mit dem vorliegenden Gesetz werden auch Bestim-
mungen des Ausländergesetzes geändert. So hat die
Innenministerkonferenz den Bundesinnenminister
bereits am 18. September gebeten, die rechtlichen
Voraussetzungen zu prüfen, damit das Bundesamt für
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge den zu-
ständigen Polizeidienststellen die im Rahmen eines
Asylverfahrens gewonnenen Erkenntnisse über even-
tuelle extremistische oder terroristische Aktivitäten
oder Verbindungen eines Asylbewerbers zur Verfü-
gung stellen kann. Diesen Beschluss habe ich ebenso
unterstützt wie die Aufforderung an den Bun-
desinnenminister, auf eine schnellstmögliche Umset-
zung der Einführung einer restriktiven Visaerteilung
hinzuwirken. Das Terrorismusbekämpfungsgesetz hat
diese Initiativen aufgegriffen und konsequent umge-
setzt.

In diesem Zusammenhang ist auch die Fertigung
von Fingerabdrücken bei der Beantragung eines Vi-
sums oder das Kopieren der Pässe vor der Visumertei-
lung zu nennen. Dies wird zu einer besseren 
Identifizierung der einreisenden Ausländer beitragen.

Eine obligatorische Anfrage der Ausländerbe-
hörden vor der Gewährung eines dauerhaften Blei-
berechts habe ich von Anfang an für bedenklich 
gehalten. Insbesondere würde es dem Grundsatz der
notwendigen Verstärkung der Integration wider-
sprechen, wenn bei einem Teil der Bevölkerung zu
diesem Zeitpunkt generell Zweifel an der Verfas-
sungstreue erhoben würden. Die jetzt gefundene Lö-
sung, zum einen eine Sicherheitsbefragung durch-
führen zu können und zum anderen in bestimmten
Fällen Erkenntnisse bei den Sicherheitsbehörden ab-
zufragen, trägt dem Sicherheitsgedanken ausrei-
chend Rechnung.

Was Fragen der Einreiseverweigerung, der Auswei-
sung und der Aufenthaltsbeendigung betrifft, so halte
ich es für richtig, dass auf einen vagen Verdacht, auf
eine vage Annahme hin keine solch einschneidenden
Maßnahmen erfolgen können.

Es kommt jetzt darauf an, die Möglichkeiten, Aus-
länder verstärkt mit fälschungssicheren Papieren aus-
zustatten, schnell im Wege von Rechtsverordnungen
umzusetzen. Rheinland-Pfalz ist jedenfalls bereit, den
Bund hierbei tatkräftig zu unterstützen. Wir sollten
uns schnell an die Arbeit machen. 
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